
Bundeseozielgericht

1 1/1 EA 1 98/63 ff

IVerkündet am

21„Juli 1965

I m N a m e n d e s V o l k e s

' iij'In
dem

Rechtestreit

Beklagte und Revisionebeklegte9

hat der 11„Senat des Bundeseozialgerichts auf die

mündliche Verhandlung vom 21„Juli 1965 durch

Senatßprä5identd'
„

Dr„ H a Upe i 3 e H,?
„_;_ Vorsitzender, '

Bundeeriohterini j Dr° S c
h

w a r z,“
_Bundesrichter __j

„
5 0 n n 9 n b e T

€?

Bundeesozialrichter Dr° B & ü m & H n,
_.

Bundessozialriohter R u n d g e b u r t

für Recht erkannt: W'

Die Revision der Klägerin gegen das Urteil des

iac.a.ndeeeozi31gen:*ichts Nordrhein—Westfalen vom
230 Mai 1963 wird zurückgewiesen°
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Die Beteiligten streiten darüber, ob die Kiägerin„die'
_Pensionskasse Deutscher Eisenbahnen und Straßenbahnen
(Bundesunmittelbare Körperschaft des öffentlichen Rechts),

berechtigt ist, die Nachve*sichorungsbeiträge für den

bei ihr ohnc.Versorgung ausgeschiedenen früheren Eisen—

bahnsekretär Alfred R313333'(R„) um den betrag zu kürzen,

den sie für die freiwillige Weiterversicherung des Re bei

der beklagten Bundesversicherungsanstalt für Angestellte
(Era) während seiner versicherungsfreien Beschäftigung

aufgewondet hato IIIWÜi “ '“ ';I'

.Der am 4„Eebruar 1922_geborene Ro war während seiner

Tätigkeit_bei der AGRuhr—Lippe—Eisenbahnvom1„Mai 1947
ibis zum Boobeptemher 1960_Mitglied der Klägerin und damit

“von der AngeStelltenversicherung (AV) befreito‘■uf Antrag

des Ro, der früher Pflichtvcrsiöherter der AV gewesen war

und sich zunächst (1947/48) selbst weiterversichcrt hatte,

übernahmdie Klägerin gemäß@15 Abso4 ihrer Satzungdie
freiwillige‘Weiterversicherung des Ro in der AV und ent—

richtete für ihn bis Ende 1956 insgesamt 36 Monatsbei—'

träge im Gesamtwert von 1173,——DM„ Nachdem Ro ohne Ver—
i*sorgung aus der Mitgliedschaft bei der Klägerin ausgen

schieden war, setzte die'Beklagte mit Bescheid vom 160

Dezember-1960, die-von der Klägerin für Be nachzucnt—
richtenden Beiträgeauf insgesamt 723o,3o DM feste Die

hhlägerin zahlte davon legiglich een um 1173,——bmgekürztcn
Betrag von 6057,30 DM und erhob ■ider8prucho Unter Hinwo's

auf @ 3 der Verordnung über die Nachentriohtung von Bei—
l trägen für versicherungsfreie Personen — AufschubV0 —
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vom 4„Oktober 1930 (BGBl I 459) wandte sich die Klägerin
dagegen, daß die Nachversicherungsbeiträge ohne Anrech—

nung der von ihr getragenen freiwilligen Beiträge für B,

zur AV im Werte von 1173‚——DM festgesetzt werden seiena

Widerspruch, Klage und Berufung hatten keinen Erfolg;

das Landessozialgericht (LSG) Nordrhein—Westfalen entschied

mit Urteil vom 29„Mai 1963, die Klägerin sei nicht be—

rechtigt, die Nachversicherungsbeiträge um die von ihr„
für R, geleisteten freiwilligen Beiträge zur AV zu kürzen,

Die “achversicherung sei nach den Vorschriften des neuen

Rechts durchzuführen (95 9,124 des Angestelltenversicherungs—

gesetzcs —AVG—;Art, 2 35 4,48 des Angestelltenversicherungs—
Neuregelungzgesetzes —AnVNG—), diese Vorschriften ließen

die von der Klägerin begehrte Kürzung nicht zu, 5 3 der
Aufschubvo könne nicht mehr angewandt werden, diese Vor—

schrift sei als eine dem neuen Rentenrecht entgegenstehen—

de Bestimmung durch Art° 5 9 2 AnVNG außer Kraft gesetzt
worden, Auch aus anderen ■echtsgründen könne die Klägerin

die Anrechnung der für B, zur AV geleisteten freiwilligen
“Beiträge auf die Nachversicherungsbeiträge nicht verlangen,

Der Bescheid des Bundesministers für Arbeit und Sozialordnung

(BMA) vom 11,Dezember 1951, der lediglich die in % 3 der
kufschubV0 getroffene Regelung wiedergebe, verleihe_der

Klägerin keine über das Gesetz hinausgehenden Rechte, Die
ersatzlose Beseitigung des % 3 der AufschubV0 verstoße
nicht gegen Art, 14 des Grundgesetzes {GG}; die Erwartung,

einen Abzug an Beiträgen vornehmen zu dürfen, falls künftig

eine Pflicht zur NaChversicherung entstehen sollte, sei

-kcinc Vormögensposition, für die der Schutz des Art, 14 GG
in Anspruch genommen werden könne; sie trage nicht die "

konstituierenden Merkmale des Eigentumsbegriffs, \
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Das LSG ließ die Retision zu;'

'Das Ürteil des LSG
wurde_der Klägerin

am 28° Juni 1965

zugestellt° Am 160 Juli 1963 legte die Klägerin Revision

ein und beantragte am 250 Juli 1963,

’ 1"9; das Urteil des LSG Nordrhein—West—
. falen vom 290 Mai 1963 aufzuheben

und den Bescheid der Beklagten vom
12„Dezember 1960 (muß heißen: 160
Dezember 1960) in der Gestalt des

Widerspruchsbescheides vom 60April
1961 inSoweit aufzubeben, als darin

eine über den Betrag von 6057,50 DM
‘hinausgehende Beitragssohuld gefordert

wird, und festzustellen, daß eine über

diesen Betrag hinausgehende Beitrags—

schuld nicht besteht;

Die Klägerin begründete die Revision am 22„August 19630

Sie rügte die Verletzung des Arto 3_5 2 AnVNG, des 9 5
der AufsohubV0 und der Art° 3 und 14 GG° Das LSG sei

zu Unrecht zu der-Auffassung gelangt, 5 3 der AufschubV0
sei durch Arte 3 @ 2 AnVNG aufgehoben worden; 5 3 der Auf—
sohubV0 stehe keiner Bestimmung des neuen Rechts entgegen

und sei daher nicht durch Art° 3 5 2 AnVNG außer Kraft

gesetzt wordeno Jedenfalls habe die Rechtswirkung des

5 3 der AufsohubV0 durch die Neuregelung des Nachver—
_sioherungsreohts nicht_für die Beiträge beseitigt werden '

können, die bereits vor Inkrafttreten des AnVNGent — "”
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richtet werden seieno Die entgegens tehende Auffassung des

LSG, nach uer die in % 3 der AufsehubV0 getroffene Regelung

ersatzlos weggefallen sei, sei mit Art° 14 GG nicht verein—

bar, weil der Entzug 1er nn„a rtscha it des A1beitg ers auf

Anrechnung der von ihm geleisteten freiwillig n ■e
iträge

auf die “=ehve'cieherunrshosten eine entschadigungolo

Enteignung darstelleo bie vers toße auch gegen Arte 3 GG?

denn der Arbeitgeber? der sich nur deshalb_an der frei—
willigcn ■eiterversieherung seines Arbeitnehmers beteiligt

_habe‚ weil ihm zugesichert war? daß seine Zuschüsse bei

einer u'aehve sicherung angerechnet würden, wäre bei der
Nichtanrcchnung wesentlich schlechter gestellt QlS der

Arbeitgeber, der keine freiwilligen Beiträge für seine

Arbeitnehmer übernommen habe„ Umgekehrt würde der Ver—
sicherte, desseen Arbeitgeber sich an einer freiwilligen
Beitr agsle istune beteiligt habe, im Falle der Nachver—
sicherung gegenüber allen übrigen Versicherten begünstigt

sein, Weil er dann für die ursprünglich versicherungsfreie

Zeit eine deppe lte Versicherung leistung erhaltene

Die Beklagte beantragte,

die Revision auruc„au„c1 eng

;_11___

Die Revision is t zulhs sig (59 152 noso 1 Nro 1; 164 des
SOhlllüßrlC■t”” setzes —5GG—}; sie ist jedoch nicht be—

831)Hdet ' ' "

Da Ro nach Inkrafttreten des AhVNG am 3oo september 1960

aus der vewsicherungsfreien Desehäftigung bei der AG Ruhr—
Lippe—Eisenbahn ohne Versorgung aus geschieden ist, ist er

_ 6_—
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nach den 55 9, 124 AVG‚ Art° 2 @@4,48 Abs° 2 AnVNG für

die Zeit vom 10Mai 1947 bis zum 300 September 1960 von

der Klägerin nachzuver5ichern (vgl° BSG 8,108 ff)° JJas
ist zwischen den Beteiligten unstreitig° Unstreitig ist

auch, daß der Nachversicherung ein Arbeitsentgelt von
51645‚—— Dh zugrundezulegen ist uno sich daraus Nachver—

sicherungsbeiträge von insgesamt 7230,3o DM errechnene
Zu Unrecht ist die Klägerin der Ansicht, auf diese Bei—e

tragsschuld sei der Betrag von 1173,——DManzurechnen, '

den sie —was ebenfalls unstreitig ist —nach @ 15 Abso__
4 ihrer Satzung für die freiwillige Weitervcrsicherung

des HD in der AV aufgewendet hat„ Eine solche Kürzung

der nachzuentrichtenden Beiträge ist zwar bisszuw ln—

Krafttreten der Rentenversicherungs—Neuregelungsgesetze

(insoweit 1„merz 1957; vglo Art„ 3 9 7 envne) möglich
gewesen° @ 3 Abs° 1 der AufschubV0 vom 40 Oktober 1930

(BGBl I 459) in der Fassung vom 5„Eebruar 1932 KRGB1?

I 64) sah vor9 daß dann9 wenn während der versicherungs—
freien Zeit freiwillige Beiträge entrichtet sind und der
Arbeitgeber Zuschüsse hierzu geleistet hat, der Arbeit—

geber die nachzuentrichtehden beiträge um diese Zuschüsse

kürzen kanno Unter Hinweis auf diese Vorschrift hat der

BMA auch in seinem Bescheid vom 11„Dezember 1951 (abge—

druckt bei Dobbernack, üechtsvorschriften — Renten“
vereicheruug der Arbeiter — vom 1101291951) ausge8prochen9

er habe keine Bedenken, daß in anwendung des % 3 Abso 1

der AufschubV0 die von der Klägerin nachzuentrichtenden
beiträge um die Summe der-freiwilligen Beiträge gekürzt

werden, die während der versicherungsfreien Zeit zur
Aufrechterhaltung der Ahwartschaft

aus einem früheren

Versicherungsverhältnis von der Klägerin entrichtet werden

_——7——
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sind,falls die freiwilligen beiträge zu dem gleichen Ver—

sicherungszWeig entrichtet worden sind, bei dem die Nach—

versicherung durchzuführen ist, Wie das LSG ohne Verstoß

gegen Art° 3 @ 2 AnVNG richtig erkannt hat, ist 9 3 Abso1

der AufschubV0 jedoch nicht mehr anwendbar, Diese Vorschrift

ist mit dem inkrafttreten der Neuregelungsgesetze nach

Art, 3 @ 2 AnVHG außer Kraft getreten, denn bei % 3 Abs, 1

AufschubV0 handelt es sich um eine dem AnVHG entgegen—

-stehende Vorschrift° Die in @ 3 Abs, 1 AufschubV0 enthaltene

Begelung ist mit dem AnVNG nicht zu vereinbaren, weil durch

9 124 Abs, 3 AVG idF des äanG nunmehr ausdrücklich be—

stimmt ist, daß die freiwilligen Beiträge, die für die
Zeit der versicherungsfreien Beschäftigung entrichtet sind,

als Beiträge der Hthgversicherung gelten, Diese frei—
willigen Beiträge sind damit für dic„ äggäversicherung

nicht mehr vernertbar, so daß auch eine Kürzung der nach—

suentrichtenden Beiträge um diese freiwilligen beiträge

nicht mehr vorgenommen werden kann {so auch Hanowgßehmannf?

Bogs EVO, 5,Auflo Ann, 1 zu 5 1402 EVO; Koch/Hartmann/
voAltrock—Furst, AVG 2,3 Aufl° Bd, ill, Anno B III 4 zu
5 9 AVG), Kann aber die Klägerin aus 5 3 ‚Abs° 1 der Auf—

schubV0 keine Rechte mehr herleiten, dann geht auch ihr '

Hinweis auf den Bescheid des■NA vom 11,Dezember 1951 fehl,

denn dieser Bescheid, in dem lediglich die Anwendung des

9 3 Abs, 1 der Aufschubvo auf die Klägerin für unbedenklich
gehalten wird (die Klägerin zahlt an sich nicht zu den in

dieser Vorschrift genannten “Arbeitgebern”), bietet keine

selbständige Anspruchsgrundlage für das Begehren der Klage—-

rin, Es kann auch keine Rede davon sein, daß der Gesetz—'
gebcr-versehentlich unterlassen haben, eine dem @ 3 abs, 1
Aufschuhvo entsprechende Regelung in das neue Rentenrecht

; 8
_

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_ 8 ___;

aufzunehmen, so daß insoweit eine Gesetzeslücke vorliege,

die von der nechtSprechung im Sinne der Klägerin auszu—
füllen sei, Wie das LSG zutreffend au8geführt hat, ist

' von dem Gesetzgeber bewußt eine dem @ 3 Abs, 1 AufschubV0

'ent8prechende Vorsahrift in das neue Recht nicht über—"“

_
nommen worden, Die ur3prünglich in @ 1403 Abs, 3 des

__°-Regigrungsentwurfs vom 5,Juni 1956 enthaltene, dem % 3 9£

Abs, 1 AufschubV0 entsprechende Regelung (vgl, BT—Drucks,

2437, 2,■ahlpo) ist fallengelasscn worden, weil sie nicht
Ohne Schwierigkeiten mit dem neven Rentenrecht in Ein— '

-klang zu bringen war (vgl, HanowALehmann■ß©gs‚aa0 Anm,
4 0), Während bei der Hachve*sicherung nach Markenwcrten,

wie sie zur Zeit des Erlasses der AufschubV0 vorgeschriew

ben war, die Anrechnung der vom drbeitgeber bereite er—
-„brachten Beitragsleistung ehne weiteres möglich war, weil

für die “achversicherung nur entSprechend geringere Äarken-

werte eingesetzt zu werden brauchten, ist nunmehr die

Anrechnung der freiwilligen Beiträge auf die Nachver—
lsi0herungsschuld dadurch erschwert, daß das neue Renten—

recht sowohl bei der beitrags— als auch bei der Renten—
berechnung von Entgelten ausgeht, die zudem bei der

hentenberechnung in den verschiedenen Jahren unterschied—
lich bewertet werden° Bei dieser durch die neue Renten—

formel bedingten Änderung hätte die_übernahme der in @ 5

Abs° 1 AufschubV0 enthaltenen Regelung in das neue Recht

lerfordert, daß bei der Nachversicherung entweder fiitive
Entgelte eingesetzt werden oder aber die entrichteten

_
freiwilligen Beiträge gänzlich außer Ansatz bleiben müssen

Die Nichtberücksichtigung der freiwilligen Beiträge verbot

sich schon deshalb, weil dadurch der Versicherte geschädigt
i_worden wäre, der die freiwilligen beiträge mitgetragen hat,

..
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Un diwse Schwierigkeiten auszuräumen, hat der Gesetzgeber
' durch die Vorschrift des @ 124 Abso 3 AVG (= 3 1402 Abs{; 3

__:
hVO) die für die Zeit der versicherungsfreicn Beschäftigung ”

entrichteten ireiailligen Beiträge im Falle der Nachver— L

sicherung "er hoherversicherung zugewiesen und damit be—
_

nußt die nach @ } nbso 1 AufechubV0 unter den dort um— "'

echriebenen Voraussetzungen vorgesehene Anrechnung dieser

freiwilligen Beiträge auf die Nachversicherungsschuld be—

seitigto Er ist dabei davon ausgegangen, daß den zur Nach—

VerßiChefuns$verpflichteten Arbeitgebern diese "Minderung

ihrer Rechtsgosition“ mit Rücksicht auf die schutzwürdigen

Interessen a sgeschiedener besöhdftigtcr zuzumuten seio "

‘äann die Klägerin meint9 der ersatzlosé Wegfall der in @ 5

äbso ? AufschubV0 enthaltenen Regelung sei mit dem Grund—_

Satz der Eigentumsga*antie (Arte 14 GG) nicht zu verein— '

baren‚ so trifft das nicht zu° Wie das LSG richtig er annt

hnt9 fällt der “hnspruch“ auf Kürzung der nachzuentrichten—

den Beiträge nach @ 3 Abso 1 AufschubV0 nicht unter den '

Scnutz des Arte 14 GG; er ist kein Eigentum'im Sinne dieses
ärtihclsc Mit Recht hat das LSG unter Bezugnahme auf die
heehtspreehung des Bundesverfassungsgerichts (BVerfG) darauf
hinreuiesena daß nicht alle vermögenswerten öffentlichen
Rechte den Eigentumsschutz des Arto 14 GG genießen, sondern' “

nur solche durch das öffentliche neeht gewährte Rechts—
pesitioncn$ die die konstituierenden herkmale des Eigen—
tumsbegriffs aufweiseno Daran fehlt es hier„ Das zeigt sich
auch darin? daß unter der Geltung des @ 5 nbso 1 AufschubV0

der “Anspruch“ auf hürzung der nachzuentriehtenden Beiträge
um die geleisteten freiwilligen “eiträge, die der_nienstherr

....10...
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$Arbeitgeber) für seinen Arbeitnehmer während der ver—
'sicherungsfreien Zéit.entrichtet hatte, keineswegs ge—
währleistet war° Diese Kürzungsmöglichkeit entfiel näm—
libh dann, wenn der Versicherungszweig‚ zu dem die frei—
willigen Beiträge entrichtet waren‚_nicht mit dem Vor—

sicherungszweig identisch war, bei dem die Nachversiche—

rung durchzuführen war (vglo Entscheidung des BVA vom
24°201939, DBV 1959, 141; vgl„ auch Bescheid des BMA

vom 1101201951, in dem ebenfalls auf diese besondere

Voraussetzung hingewiesen ist); Der Arbeitgeber, der
ddie Zahlung der freiwilligen Beiträge zur Rentenver—'

sicherung für seine Arbeitnehmer übernahm — wozu im

übrigen niemals eine gesetzliche Verpflichtung bestand —,

konnte nicht darauf vertrauen, diese Leistung eurch '

einen öffentlich—rechtlichen Anspruch gegen den Ver?

sicherungsträger ausgleichen zu könnene Daraus erhellt,

daß die Rechtsposition‚ die dem Arbeitgeber durch © 3

Abso 1 AufschubV0 gewährt war, nicht die Merkmale des

Eigentumes getragen hat° '

Entgegen der Ansicht der Klägerin hat der Gesetzgeber ‘
dadurch, daß er die freiwilligen Beiträge im Nachver—

sicherungsfall der'Höherversicherung zugewiesen und die

in % 5 Abs° 1 Aufschubvo enthaltene Regelung nicht in
das neue Rentenrecht übernommen hat, auch nicht den
Grundsatz der Gleichbehandlung willkürlich verletzt

und damit gegen Art; 3 Abs° 1 GG verstoßeno_mach stün—

diger nechtsprechung des BVerfG ist Art„ 3 Abs„ 1 GG

;'11
_

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_
11 ;Vw

nur dann verletzt, wenn der Gesetzgeber versäumt, tatsäoh—-

liche Gleichheiten oder Ungleichheiten der zu ordnenden
Lebensverhaltnisse zu berücksichtigen, die so bedeutsam

sind, daß sie bei einer am Gerechtigkeit5gedanken orienr-
tierten Betrachtungsweise beachtet werden müssen (vgl,

BVerfGE 1,264,275; 3, 58, 135; 4,7,18; 14,221,238)o Der
'Gesetzgeber hat hiernach eine weitgehende Gestaltungs—

freiheit; die Unsachlichkeit der getroffenen Regelung

muß “evident” sein, wenn Art, 3 Abs» 1 GG verletzt sein

soll (vgl, BVerfGE 18,121,124), Davon kann hier keine
Rede sein, Der Gesetzgeber hat Sachlich einleuchtende

ürunde gehabtg bei der Regelung des Nachversicherungs—

rechts im Zuge der_Rentenreform die für die Zeit der
versicherungsfreien beschäftigung entrichteten frei—

willigen Beiträge als Beiträge der Höherversicherung

gelten zu lassen und damit die kürzungsmöglichkeit nach
S 5 Abs° 1 AufschubV0 zu beseitigen, wie bereits darge—

legt, ließ sich die Anrechnung der während der ver—
sicherungsfreien Beschäftigung gezahlten freiwilligen

Beiträge auf die nachzuentrichtenden Beiträge, wie sie
9 5 Abs, 1 duISChubvo vorsah, nicht ohne Schwierigkeiten
mit dem neuen Rentenrecht in Einklang bringen, wenn der
Gesetzgeber unter diesen Umständen die hier umstrittene
Regelung gewählt hat, so hat er damit, auch wenn eine

_gerechtore Lösung denkbar ist, die bchranken, die sich

ausArt, 5 Abs, 1 GGfür seine Benrieileneß—undG9-
etaltungefreiheit ergeben, nicht überschritten,

Die Revision der Klägerin ist mithin als unbegründet
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zurückzuweisen.(ß 170 Abs° 1 Satz 1 öGG)„

_
Die Kostenentscheidung beruht auf @ 193 8GG„
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